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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Innere Sicherheit

Der Nationalrat überwies die 1997 vom Ständerat gutgeheissene Motion Frick (cvp, SZ)
für die Schaffung eines zentralen strategischen Nachrichtendienstes in Postulatsform.
Der Grund für diese von der Kommission beantragte Abschwächung lag darin, dass der
Bundesrat im November 1998 gestützt auf Expertenberichte beschlossen hatte, einer
verstärkten Koordination zwischen den bestehenden Diensten den Vorzug gegenüber
einer zentralen Stelle zu geben. Eine Überweisung in Motionsform hätte nach Meinung
der Kommission eine angesichts der Dringlichkeit der Lösung der bestehenden
Koordinationsprobleme nicht zu verantwortende Verzögerung zur Folge gehabt. Der
Nationalrat überwies gleichzeitig eine Motion Schmid (svp, BE), welche zwar ebenfalls
ein zentrales Leitorgan für die Nachrichtendienste des Bundes verlangte, aber die
Möglichkeit offen liess, zuerst ein Koordinationsorgan zu schaffen und aus diesem
später die Zentralstelle zu schaffen. Im November präzisierte der Bundesrat dann, wie
er sich diese Koordination vorstellt. In einer Weisung hielt er fest, dass nicht mehr die
auf mehrere Departemente (EDA, Bundeskanzlei, BA für Polizeiwesen etc.) verteilten
nachrichtendienstlichen Gremien die Bedrohungslage unabhängig voneinander
analysieren sowie Szenarien und Strategien ausarbeiten sollen, sondern dies zentral
durch eine aus ihren Chefs zu bildende „Lenkungsgruppe“ geschehen soll, welche die
von diesen Stellen gemeldeten Informationen verarbeitet. Dieses neue Organ wird
unterstützt von einem Sekretariat („Lage- und Früherkennungsbüro“), welches von
einem „Nachrichtenkoordinator“ geleitet wird. 1

MOTION
DATUM: 08.10.1999
HANS HIRTER

Mit der unbestrittenen Überweisung einer Motion seiner Sicherheitskommission
forderte der Nationalrat die Regierung auf, gesetzliche Massnahmen zur Bekämpfung
von Missbräuchen mit Waffennachbildungen und sog. soft-air-guns vorzuschlagen. Eine
parlamentarische Initiative Günter (sp, BE) für eine anders motivierte Teilrevision des
erst zwei Jahre alten Waffengesetzes fand im Nationalrat hingegen keine Mehrheit. Er
hatte verlangt, dass die Bestimmungen für den Kauf einer Waffe von einer Privatperson
resp. den Erwerb durch Erbgang so verschärft werden, dass sie den Vorschriften für
den Waffenkauf in einem Geschäft entsprechen. Eine Standesinitiative des Kantons
Genf mit ähnlicher Stossrichtung wurde vom Ständerat abgelehnt. Dessen
Sicherheitskommission sah zwar Handlungsbedarf, lehnte aber insbesondere die
Alternativforderung der Genfer Initiative ab, wonach als Ersatz für eine zentrale
Regelung die Kantone restriktivere Bestimmungen sollen erlassen dürfen. Mit einer
Motion wollte die Kommission die Regierung jedoch beauftragen, strengere
Vorschriften für den Waffenhandel unter Privaten vorzuschlagen. Auf Antrag Frick (cvp,
SZ), der eine Gesetzesrevision verfrüht fand, wandelte der Rat den Vorstoss in ein
Postulat um. 2

MOTION
DATUM: 06.10.2000
HANS HIRTER

Der Nationalrat überwies eine Motion Glanzmann (cvp, LU) für eine
Registrierungspflicht bei Wireless-Prepaid-Karten für Mobiltelefone. 3

MOTION
DATUM: 03.06.2009
HANS HIRTER

Der Ständerat folgte dem Nationalrat und überwies die Motion Glanzmann (cvp, LU) für
eine Registrierungspflicht bei Wireless-Prepaid-Karten für Mobiltelefone ebenfalls.
Diese Prepaid-Karten erlauben es im Prinzip, auf verbotene Internetinhalte zuzugreifen,
ohne dass der Nutzer im Netz Spuren hinterlässt, die sich zurückverfolgen lassen. Aus
diesem Grund soll eine Gesetzesgrundlage für eine Registrierungspflicht für Wireless-
Prepaid-Karten geschaffen werden. Bei der Prüfung dieser Motion machte die
Kommission für Rechtsfragen allerdings geltend, dass sie nur einen Teil des Problems
anspreche und der Anonymität von Internetcafés damit nicht begegnet werden könne.
Es müsse nach technischen und rechtlichen Lösungsansätzen gesucht werden, die
dieses Problem beheben könnten. Die ständerätliche Kommission arbeitete in der Folge
ein Postulat aus, das vom Bundesrat die Ausarbeitung einer Strategie zur Ermittlung von
Internetstraftätern fordert. Vom Bundesrat unterstützt, wurde es von der kleinen
Kammer überwiesen. 4

MOTION
DATUM: 18.03.2010
MARC BÜHLMANN
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Die Schweiz soll keinen Terrorismus exportieren. Darin waren sich die Motionärin Ida
Glanzmann-Hunkeler (cvp, LU) und der Bundesrat einig. Ob die Verankerung einer
Ausreisesperre für potenzielle Dschihad-Touristen im BWIS – wie in der Motion
verlangt – jedoch der richtige Weg ist, darüber schieden sich die Geister. In der
Debatte im Nationalrat wies Bundesrätin Simonetta Sommaruga auf die Gefahren hin,
die eine Ausreisesperre ohne flankierende Massnahmen mit sich bringe: Man müsse
wissen, was mit einer an der Ausreise gehinderten Person in der Schweiz geschehen
soll, um nicht zu riskieren, dass diese Person hier eine schwere Straftat verübt. Der
Bundesrat sei ausserdem daran, eine Vernehmlassungsvorlage auszuarbeiten. Dennoch
unterstützte die grosse Kammer den Vorstoss im September 2016 mit deutlicher
Mehrheit. 5

MOTION
DATUM: 14.09.2016
KARIN FRICK

Im Ständerat wurde die Motion Glanzmann-Hunkeler mit der Forderung, eine
Ausreisesperre für potenzielle Dschihad-Touristen im BWIS zu verankern, im
Dezember 2016 stillschweigend abgelehnt. Die vorberatende Kommission hatte
ebenfalls einstimmig die Ablehnung beantragt und dabei vier Gründe ins Feld geführt:
Eine Ausreisesperre allein könne erstens nicht die Lösung des Problems sein und
zweitens müsste der Vollzug einer solchen Sperre zuerst mit den Kantonen abgeklärt
werden. Drittens sei die Ausreisesperre ein Grundrechtseingriff und das Recht auf
Ausreise im UNO-Pakt über bürgerliche und politische Rechte völkerrechtlich
geschützt, was klare prozessuale Regeln, Beschwerdemöglichkeiten und die Wahrung
des Verhältnismässigkeitsprinzips unabdingbar macht. Viertens sei die Verankerung im
BWIS nicht zielführend, da dieses mit dem Inkrafttreten des neuen
Nachrichtendienstgesetzes bald grossteils ausser Kraft gesetzt werde. Bundesrätin
Sommaruga versicherte noch einmal, man arbeite an einer Lösung und setze dabei vor
allem auf eine Meldepflicht und eine Reisedokumentensperre sowie
Deradikalisierungsprogramme. 6

MOTION
DATUM: 14.12.2016
KARIN FRICK

1) AB NR, 1999, S. 172 ff.; AB NR, 1999, S. 2170 ff.; AB NR, 1999, S. 2226 f.; BBl, 2000, I, S. 228 ff.; Bund, 4.11.99; NZZ, 18.11.99;
BaZ, 27.5.99. 
2) AB NR, 2000, S. 1192 (Motion) und 1128 ff. (Günter); AB SR, 2000, S. 912 ff. ; Ww, 13.4.00.
3) AB NR, 2009, S. 1006.
4) Mo. Glanzmann: AB SR, 2010, S. 356.
5) AB NR, 2016, S. 1334 f.; TA, 15.9.16
6) AB SR, 2016, S. 1204 f.; Kommissionsbericht SiK-SR vom 15.11.2016
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